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ANALYSEN UND BERICHTE
LÄNDERFINANZAUSGLEICH

Der bundesstaatliche Finanzausgleich 
auf dem Prüfstand
Otto-Erich.Geske, Bonn 

U

Am 15. Oktober beginnt vor dem Bundesverfassungsgericht In Karlsruhe mit der ersten mündlichen Ver­
handlung ein Prozeß über das Länderfinanzausgleichssystem, dem eine Serie von Klagen der Bundeslän­
der zugrunde liegt. Warum diese plötzliche Prozeßserie? Steht die Ausgleichsintensität des gesamten föde­
rativen Finanzausgleichssystems zur Prüfung an? Kann der Spruch des Bundesverfassungsgerichts einen 
neuen finanzwirtschaftlich, sozial- und raumordnungspolitisch einwandfreien Finanzausgleich schaffen?

In der Bundesrepublik besteht ein finanzieller Aus­
gleich zwischen den finanzstarken und den finanz­

schwachen Ländern insbesondere deshalb, um die in 
ihrer Wirtschafts- und Steuerkraft sowie in ihrem Ausga­
benbedarf sehr unterschiedlich strukturierten Bundes­
länder in die Lage zu versetzen, einigermaßen gleich­
wertige Lebensverhältnisse zu schaffen und zu sichern. 
Dieser Länderfinanzausgleich (sogenannter horizonta­
ler Finanzausgleich) hatte im Jahr 1984 ein Volumen 
von 2324 Mill. DM. Für ihn zahlten die Länder Baden- 
Württemberg 1456 Mill. DM, Hessen 575 Mill. DM und 
Hamburg 293 Mill. DM; durch ihn erhielten die Länder 
Niedersachsen 832 Mill. DM, Schleswig-Holstein 523 
Mill. DM, Saarland 331 Mill. DM, Bremen 312 Mill. DM, 
Rheinland-Pfalz 283 Mill. DM und Bayern 40 Mill. DM. 
Außerdem hatte der Bund im Jahr 1984 an die finanz­
schwachen Länder 1659 Mrd. DM Ergänzungszuwei­
sungen geleistet; davon erhielten Niedersachsen 569 
Mill. DM, Bayern 345 Mill. DM, Rheinland-Pfalz 327 Mill. 
DM, Schleswig-Holstein 256 Mill. DM und das Saarland 
160 Mill. DM.

Beide Stufen des bundesstaatlichen Finanzaus­
gleichs sind im Grundgesetz vorgesehen und im einzel­
nen in dem jeweils geltenden Gesetz über den Finanz­
ausgleich zwischen Bund und Ländern geregelt. Der 
Streit zwischen den Ländern vor dem Bundesverfas­
sungsgericht geht darum, daß jedes der zahlenden Län­
der des Finanzausgleichs die ihm durch den Länderfi-
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nanzausgleich entstehenden Belastungen verringern 
will, während die Empfängerländer an der Aufrechter­
haltung oder Verbesserung ihres finanziellen Status in­
teressiert sind. Wird ein Land weniger belastet oder stär­
ker begünstigt, geht dies zu Lasten der übrigen Länder. 
Auf eine so vereinfachte Darstellung läßt sich letztlich 
die Interessenlage der einzelnen Länder bei der Interde­
pendenz der Finanzausgleichsbeziehungen zurückfüh­
ren.

Auch bei den Ergänzungszuweisungen des Bundes 
geht es praktisch um die Frage, welche begünstigten 
Länder sollen wieviel weniger Zuweisungen erhalten als 
bisher, wenn die mit diesem Ziel klagenden Länder Bre­
men und Nordrhein-Westfalen zusätzlich in den Kreis 
der Empfängerländer von Ergänzungszuweisungen 
aufgenommen werden sollen.

Prüfungskriterien

Mit der Behauptung, der bundesstaatliche Finanzaus­
gleich müsse geändert werden, weil dieses oder jenes 
Land vom Länderfinanzausgleich oder von den Bundes­
ergänzungszuweisungen zu viel oder zu wenig erhalte, 
ist die zentrale Frage jedes Finanzausgleichs aufgewor­
fen: zu viel oder zu wenig gegenüber welcher angemes­
senen Belastung bzw. Begünstigung? Hat jetzt das Bun­
desverfassungsgericht zu entscheiden, wie der richtige 
Finanzausgleich auszusehen hat und welches die rich­
tige Norm ist, an der man numerisch das Zuviel oder Zu­
wenig an Ausgleichsmitteln mißt? Einen solchen Ein­
druck vermitteln die politischen Äußerungen und journa­
listischen Beiträge, die sich mit dem bundesstaatlichen 
Finanzausgleich und dem Karlsruher Verfahren befas-
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sen. Hier kommen immer wieder Erwartungen über den 
möglichen Spruch des Gerichts und dessen Folgewir­
kungen für die Finanzausstattung der einzelnen Bun­
desländer zum Ausdruck, die völlig unrealistisch sind.

Kritik und Erwartungen hängen entscheidend von 
den IVlaßstäben ab, mit denen man an das Finanzaus­
gleichsergebnis herangeht. Nicht nur in den dem Bun­
desverfassungsgericht von den einzelnen Bundeslän­
dern vorgelegten wissenschaftlichen Gutachten, deren 
Feststellungen sehr stark von den finanziellen Interes­
sen des jeweiligen Landes geprägt sind, sondern auch 
in der Wissenschaft sind die Aussagen über den Finanz­
ausgleich kontrovers. Das hängt einerseits von der Viel­
schichtigkeit der Aufgaben des Finanzausgleichs ab 
und andererseits von der wissenschaftlichen Disziplin 
des jeweiligen Autors. Der Finanzausgleich ist nämlich 
nicht in einer Disziplin angesiedelt, vielmehr befassen 
sich mehrere Disziplinen mit ihm. Zutreffend nennt Pa­
genkopf den wissenschaftlichen Standort des Finanz­
ausgleichs daher interdisziplinär'.

Nun liegt es nahe, bei einem Prozeß vor dem Bundes­
verfassungsgericht in erster Linie in den Schriftsätzen 
und Gutachten Ausführungen rechtlicher Art zu suchen. 
Aber kann man sich eine gerichtliche Feststellung vor­
stellen, ob die verfassungsrechtliche Zuordnung von 
Steueraufkommen, die korrigierende Verschiebung von 
vereinnahmten Steuereinnahmen auf andere Länder 
und weitere Ausgleichsstufen schließlich den „ange­
messenen Ausgleich“ bringen, wenn man sich nur auf 
rechtliche Begriffe beschränkt? Was sagen Begriffe wie 
Harmonisierungsgebot und Nivellierungszwang oder 
konkreter und abstrakter Bedarf für eine anstehende 
Entscheidung aus? Eine zu starke Nivellierung eines 
steuerstarken Landes durch Ausgleichsbelastungen 
oder eine zu starke Erhöhung der Finanzkraft eines 
steuerschwachen Landes durch Leistungen anderer ist 
nur über vergleichbare quantitative, finanzwirtschaftli­
che Meßdaten feststellbar. Daß dies auch die Vorge­
hensweise des Bundesverfassungsgerichts ist, zeigt 
bereits das erste einschlägige Urteil aus den 50er Jah­
ren (Band 1, S. 117 ff.), in dem das Gericht über den föde­
rativen Finanzausgleich zu entscheiden hatte. Im Unter­
schied zu der damaligen Rechtslage sind die heutigen 
föderativen Finanzausgleichsbestimmungen erheblich 
differenzierter und komplizierter, und zwar schon nach 
dem Verfassungswortlaut und nicht erst nach den Rege­
lungen des einfachen Gesetzes. Mit den Bestimmun­
gen der Finanzverfassung in Art. 107 Abs. 1 und Abs. 2 
GG -  in der seit der Finanzverfassungsreform von 1969 
bestehenden Fassung -  sind für das Bundesverfas-

’ Hans P a g e n k o p f :  Der Finanzausgleich im Bundesstaat: Theorie 
und Praxis, Stuttgart u. a. 1981.

sungsgericht heute erheblich stärkere Vorgaben und 
Maßstäbe vorhanden.

Vielen politischen und journalistischen Beiträgen ist 
derzeit aber nicht zu entnehmen, daß das Bundesver­
fassungsgericht nicht den bestehenden föderativen Fi­
nanzausgleich an irgendwelche Normen und Wertvor­
stellungen wissenschaftlicher Lehrmeinungen zu mes­
sen hat, sondern daß es im anhängigen Normenkontroll- 
verfahren nur um die Vereinbarkeit oder Unvereinbarkeit 
der vom einfachen Gesetzgeber geschaffenen Rege­
lungen mit den Maßstäben der Finanzverfassung geht. 
Und dies bedeutet zunächst eine Beschränkung der 
richterlichen Prüfung auf zwei Stufen des mehrstufigen 
Finanzausgleichs, und zwar auf den Finanzausgleich 
unter den Ländern und auf die Ergänzungszuweisun­
gen des Bundes an finanzschwache Länder. Es stehen 
also zur richterlichen Kontrolle weder Vorschriften über 
die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern noch 
Vorschriften über die Aufgabenverteilung oder die 
Mischfinanzierung von Bund und Ländern an.

Beurteilungskompetenz

Obwohl das Bundesverfassungsgericht schon einmal 
über den Finanzausgleich entschieden hat, wird heute 
die grundsätzliche Frage gestellt, ob denn das Bundes­
verfassungsgericht Belastungs- und Begünstigungs­
grenzen des Finanzausgleichs -  also den von der Ver­
fassung vorgegebenen „angemessenen Ausgleich“ -  
überhaupt prüfen und beurteilen darf. So ist in einem 
dem Bundesverfassungsgericht vorgelegten Gutachten 
ausgeführt, „daß das Grundgesetz den Finanzaus­
gleich gleichsam maßstablos der letztverbindlichen Be­
urteilungskompetenz des Finanzausgleichsgesetzge­
bers überantwortet hat. Wann ein Ausgleich angemes­
sen ist, bleibt deshalb bis zur Grenze evidenter Willkür 
eine politische und damit der richterlichen Kontrolle ent­
zogene Entscheidung des Finanzausgleichsgesetzge­
bers“ . Nach dieser Formulierung scheint die Zuständig­
keit des Bundesverfassungsgerichts in Finanzaus­
gleichsfragen faktisch fast ausgeschlossen und -  spie­
gelbildlich dazu -  die Zuständigkeit des Gesetzgebers 
nahezu unbeschränkt zu sein. Das hieße aber auch, 
daß die heutigen Erwartungen auf ein den Finanzaus­
gleich neu gestaltendes Urteil des Bundesverfassungs­
gerichts völlig unangemessen wären; außerdem bliebe 
es unverständlich, warum die Länder bei dem Finanz­
ausgleichsgesetz, bei dem sie doch nicht nur Betrof­
fene, sondern selbst auch Gesetzgeber sind, mit so vie­
len Klagen und Stellungnahmen vor das Bundesverfas­
sungsgericht gegangen sind.

Es ist nicht zu bestreiten, daß der Wortlaut des Grund­
gesetzes mit der Vorgabe an den Gesetzgeber, die -
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nach der Sieuerverteilung und der korrigierenden 
S/eueaimverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG noch ver­
bleibenden -  Finanzkraft- und Finanzbedarfsunter­
schiede der Länder festzustellen und dann für einen 
„angemessenen“ Ausgleich zu sorgen, auf einen weiten 
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers deutet. Ver­
engt sich aber nicht dieser Raum für den Gesetzgeber 
durch den Text, den Aufbau und die Systematik der Ver­
fassungsbestimmung entscheidend? Kommt in den Ver­
fassungsformulierungen doch der Wille des Verfas­
sungsgebers klar zum Ausdruck, der diese Regelungen 
in einem sehr langwierigen Gesetzgebungsverfahren 
und im Konsens aller (!) Bundesländer gefunden und 
dabei die früheren Verfassungsregelungen wesentlich 
umgestaltet hatte. Der Verfassungskompromiß besteht 
aus einem ganzen Paket von quantifizierten Teil- und 
Stufenlösungen, mit denen auf die Besonderheiten der 
einzelnen Länder Rücksicht genommen wurde. Das 
nimmt der Verfassungsregelung zwar den Charme ei­
nes einfachen theoretischen Modells, läßt aber erken­
nen, daß die gefundene Paketlösung in den finanziellen 
Auswirkungen für jedes Land als akzeptabler Kompro­
miß angesehen wurde. Ist das kein Indiz für einen „an­
gemessenen Ausgleich“ ? Über die Verfassungsformu­
lierungen hinaus hatte der Bundesrat auch den Inhalt 
des Finanzausgleichsgesetzes schon weitgehend 
durch eine Entschließung festgelegt, die Teil und Vor­
aussetzung für die Annahme der Paketlösung war.

Es gehört zu den selbstverständlichen und zwangs­
läufigen Notwendigkeiten jedes Beschlußverfahrens 
über den Finanzausgleich, daß zuerst die finanzwirt­
schaftlichen Auswirkungen einer gewünschten Lösung 
auf die einzelnen beteiligten Gebietskörperschaften be­
rechnet werden und erst danach die gesetzlichen Rege­
lungen formuliert werden. Dieses Verfahren war bei der 
Paketlösung der Finanzverfassungsreform sogar von 
entscheidender Bedeutung. Und dadurch soll keine Bin­
dungswirkung für den einfachen Gesetzgeber entstan­
den sein, so daß er „gleichsam maßstablos“ entschei­
den kann? Nach Meinung des Autors schränken die ver­
fassungsrechtlichen Vorgaben mit den finanzwirtschaft­
lichen Verteilungswirkungen auf die einzelnen Länder

den Gesetzgeber weitaus stärker ein -  und erhöhen ent­
sprechend die Kontrolldichte des Bundesverfassungs­
gerichts - ,  als sich aus einer unhistorischen Textanalyse 
derWorte „angemessen auszugleichen“ erkennen läßt.

Verschiebungen in der Länder-Finanzl<raft

Wenn die Länder bei der Finanzreform 1969 den bun­
desstaatlichen Finanzausgleich so weitgehend festge­
legt haben, was hat denn den Finanzausgleich in einem 
solchen Maße verändert, daß er heute von mehreren 
Ländern als verfassungswidrig angesehen wird?

Die größten Veränderungen in den finanzwirtschaftli­
chen Positionen der Länder untereinander brachte das 
sprunghafte Ansteigen der Einnahmen aus den Förder­
abgaben mit der einseitigen Verteilung zugunsten des 
Landes Niedersachsen, ohne daß sich diese Verstär­
kung der Finanzkraft des Landes Niedersachsen auf 
seine Empfängerposition beim Länderfinanzausgleich 
und bei den Bundesergänzungszuweisungen aus­
wirkte. Die sogenannten Förderabgaben waren der ei­
gentliche Störfaktor für das bis dahin bestehende 
Gleichgewicht im Finanzausgleich. Die Belastung des 
bestehenden Geflechts der Finanzausgleichsbeziehun­
gen wurde durch eine stufenweise Berücksichtigung ab 
1983 von einem Drittel bzw. ab 1986 von der Hälfte der 
Einnahmen aus der Förderabgabe beim Land Nieder­
sachsen verringert -  und dies nur beim Länderfinanz­
ausgleich, nicht aber bei der Bemessung der Bundeser­
gänzungszuweisungen.

Mit welchen Argumenten die nur halbe Einbeziehung 
der Förderabgaben in die Berechnung des Länderfi­
nanzausgleichs, und zwar als bisherige Endstufe und 
nur beschränkt auf den Länderfinanzausgleich, in den 
Schriftsätzen und Gutachten vor dem Bundesverfas­
sungsgericht verteidigt und mit welchen Argumenten 
die volle und sofortige Einbeziehung dieser Einnahmen 
beim Länderfinanzausgleich und bei den Bundesergän­
zungszuweisungen veriangt wird, kann bei diesem 
Überblick über die strittige Materie nicht wiedergegeben 
werden. Es ist in diesem Zusammenhang auch gleich­
gültig, ob die Förderabgabe eine Steuer ist oder nicht;
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auf jeden Fall bedeutet sie eine F/nanzkraftverstärkung 
des begünstigten Landes. Sie ist quantitativ und qualita­
tiv aucfi finanzausgleichsrelevant, und schon deshalb 
ist ihre Berücksichtigung im bundesstaatlichen Finanz­
ausgleich erforderlich, mindern doch Förderabgaben 
als Betriebsausgabe bei den Unternehmen das örtliche 
Aufkommen aus der Körperschaftsteuer und der Gewer­
besteuer in erheblichem Unfang, so daß die Steuerkraft 
des Landes Niedersachsen gesenkt (auch beim Bun­
desanteil an diesen Steuern treten entsprechende Ein­
nahmeminderungen auf) und damit der Anspruch Nie­
dersachsens auf Finanzausgleichsmittel erhöht wird.

Die Größenordnung der Finanzkraftverstärkung des 
Landes Niedersachsen aus den Förderabgaben wird 
dadurch erkennbar, daß eine Einbeziehung zu 50 % in 
den Länderfinanzausgleich 1986 für Niedersachsen 
Mindereinnahmen aus dem Länderfinanzausgleich von 
rd. 750 Mill. DM zur Folge hat (wovon Baden-Württem- 
berg als größtes Zahlerland des Länderfinanzaus­
gleichs mit rd. 400 Mill. DM den größten Vorteil hat). 
Diese Volumina lassen die Anstrengungen Niedersach­
sens im Streit, die Einnahmen so lange und so hoch wie 
möglich aus der Anrechnung herauszuhalten, verständ­
lich erscheinen.

Die Auseinandersetzungen über die Förderabgaben 
als anrechenbare Finanzkraftverstärkung haben zur 
Folge gehabt, daß der Streitstoff erheblich durch die zu­
sätzliche Frage ausgeweitet wurde, ob es verfassungs­
rechtlich zwingend ist, daß auch alle anderen nichtsteu­
erlichen Einnahmen der Länder oder einige andere, die 
die Finanzkraftunterschiede verändern, zusätzlich zur 
Berechnung der Landesfinanzkraft und damit der Fi­
nanzausgleichsbelastungen und -begünstigungen her­
angezogen werden müssen. Herkömmlicherweise ist 
dies, wohl auch wegen fehlender Ausgleichsrelevanz, 
nicht der Fall gewesen.

Bundesergänzungszuweisungen

Auch ein weiterer Fragenbereich, der zwischen den 
Ländern streitig geworden ist, beruht auf zwischenzeit­
lich eingetretenen Verschiebungen in der Finanzkraft 
der Länder. Es handelt sich um den Kreis derjenigen 
Länder, die Bundesergänzungszuweisungen erhalten, 
und um die Höhe der jeweiligen Ergänzungszuweisun­
gen. Die Finanzkraft mehrerer Länder hat sich verän­
dert, ohne daß eine entsprechende Überprüfung und 
Anpassung der Bundesergänzungszuweisungen durch 
den Gesetzgeber vorgenommen worden ist. Weil der 
Kreis der Empfängerländer und deren Anteile an den dy­
namisch wachsenden Zuweisungen praktisch unverän­
dert geblieben sind, besteht für die Länder Niedersach­
sen und Bayern, deren Finanzkraft sich wesentlich er­

höht hat, die Gefahr einer erheblichen Rückführung ih­
rer Einnahmen aus dem bundesstaatlichen Finanzaus­
gleich; auf der anderen Seite verlangen die Länder Bre­
men und Nordrhein-Westfalen die Aufnahme in den 
Kreis der Empfängerländer und entsprechende Zuwei­
sungen.

Streitig sind die Kriterien, nach denen die Bundeser­
gänzungszuweisungen verteilt werden dürfen. Der Kern 
dieser Auseinandersetzung geht um das verfassungs­
rechtliche und finanzwirtschaftliche Verhältnis von Bun­
desergänzungszuweisungen und Länderfinanzaus­
gleich. Die verfassungsrechtliche Ermächtigung für die 
Bundesergänzungszuweisungen ist als letzte Stufe des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems im letzten 
Satz des Artikel 107 GG enthalten, der den Finanzaus­
gleich unter den Ländern regelt. Schon dieser Standort 
im unmittelbaren Anschluß an die Vorschriften über den 
Länderfinanzausgleich sowie die verfassungsrechtliche 
Definition als Zuweisungen zur ergänzenden Deckung 
des allgemeinen Finanzbedarfs an die leistungsschwa­
chen Länder spricht dafür, daß die Bundesergänzungs­
zuweisungen erst gewährt werden können, nachdem 
der angemessene Ausgleich für alle Länder durch den 
Länderfinanzausgleich erreicht worden ist; sie können 
nur ergänzend und damit im Unterschied zu dem auf 
Dauer angelegten Finanzausgleich nur vorübergehend 
gewährt werden. Sie haben eine Funktion als ergänzen­
der Spitzenausgleich, als Tariergewicht, weil

□  sie ein Finanzausgleichsinstrument sind und weil sie 
nur zur allgemeinen Ausgabendeckung, nicht aber zur 
Durchsetzung bestimmter bundespolitischer Ziele ge­
währt werden dürfen,

□  im Verhältnis zum Gesamtvolumen des Länderfi­
nanzausgleichs der Umfang der Bundesergänzungszu­
weisungen nur eine ergänzende, also erheblich ge­
ringere Ausgleichsfunktion und Größe haben darf,

□  die Ergänzungszuweisungen nur an Länder gezahlt 
werden dürfen, die die Voraussetzungen für ein im Län­
derfinanzausgleich ausgleichsberechtigtes Land auf­
weisen,

□  ein leistungsschwaches Land (auf Dauer) keine hö­
heren Ergänzungszuweisungen erhalten darf, als zur 
Aufstockung bis zum Durchschnitt der Länderfinanz­
kraft notwendig ist; es darf durch die Ergänzungszuwei­
sungen nicht dauerhaft die Finanzkraft eines finanzstar­
ken Landes erhalten,

□  die Bundesergänzungszuweisungen für die einzel­
nen Länder nach der Ausgleichssystematik und nach 
dem Ausgleichsergebnis der Länderfinanzausgleichs­
stufe zu bemessen sind.
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Da es bei einer gegebenenfalls notwendigen Anpas­
sung der Bundesergänzungszuweisungen an entspre­
chende verfassungsrechtliche Vorgaben für die einzel­
nen Länder um erhebliche Beträge geht, haben alle Län­
der aus ihrer Interessenlage zu jedem dieser Punkte 
eine unterschiedliche Position bezogen und diese durch 
die von ihren Gutachtern gelieferten wissenschaftlichen 
Begründungen und Argumente zu untermauern ver­
sucht (was hier im einzelnen auch nicht andeutungs­
weise referiert werden kann).

Belastungsanteile

Der dritte große Fragenkomplex des bundesstaatli­
chen Finanzausgleichs, der zwischen den Ländern 
streitig ist, geht auch auf Verschiebungen in der Finanz­
kraft zurück, die gegenüber dem Ausgangszustand und 
gegenüber den früheren Begünstigungs- und Bela­
stung santeWen einzelner Länder zu Veränderungen ge­
führt haben. Das Land Nordrhein-Westfalen, jahrelang 
eines der vier Zahlerländer im Länderfinanzausgleich, 
ist aufgrund der strukturellen Probleme im Kohle- und 
Stahlbereich, die sich in seinen Steuereinnahmen und 
Belastungen niederschlagen, wegen geminderter Fi­
nanzkraft seit 1981 aus dem Kreis der Zahlerländer aus­
geschieden. Dies hatte zur Folge, daß die übrigen fi­
nanzstarken Länder einen erhöhten Anteil für die Um­
verteilungsmasse des Länderfinanzausgleichs aufzu­
bringen hatten; das traf insbesondere auf das Land Ba­
den-Württemberg zu, das rund 70 % des Gesamtvolu­
mens zu leisten hat. Bei der Interdependenz der Finanz­
ausgleichsbeziehungen kann ein finanzstarkes Land 
nur dann seine Leistungen im Länderfinanzausgleich 
verringern, wenn entweder die finanzschwachen Län­
der weniger aus dem Länderfinanzausgleich erhalten 
oder die übrigen Zahlerländer höhere Belastungen 
übernehmen müssen. Das ist der Hintergrund für die 
Bemühungen Baden-Württembergs, alle Bestandteile 
des Länderfinanzausgleichs, mit denen besondere und 
erhöhte Bedarfe einzelner Länder bei der Bemessung 
der Belastungen und Begünstigungen des Länderfi­
nanzausgleichs berücksichtigt werden, als verfas­
sungswidrig in Frage zu stellen und abzuschaffen.

Finanzwirtschaftlich viel bedeutender ist jedoch der 
baden-württembergische Vorstoß, die erhöhte Einwoh­
nerzahlwertung bei der Finanzkraftbemessung der 
Stadtstaaten Hamburg und Bremen im Länderfinanz­
ausgleich zu beseitigen. Das würde für Baden-Württem- 
berg eine Entlastung im Länderfinanzausgleich um 419 
Mill. DM auf 1037 Mill. DM bedeuten und würde z. B. die 
Belastung Hamburgs um 969 Mill. DM auf 1262 Mill. DM 
erhöhen. Ergibt die derzeitige Finanzausgleichsrege­
lung mit dem so hohen Lastenanteil Baden-Württem­

bergs oder aber der Wegfall der (derzeit um 35 %) er­
höhten Einwohnerzahlwertung bei Hamburg und Bre­
men die richtige und sachgemäße Belastung im Länder­
finanzausgleich?

Über diese alternativen Fragestellungen finden die 
Auseinandersetzungen statt, und zwar mit Hilfe von 
Zahlendarstellungen, historischen Literaturstellen, 
kommunalwissenschaftlichen und raumordnungspoliti­
schen Zitaten und Argumenten. Es ist unmöglich, die 
verschiedenen Argumente hier im Detail inhaltlich w ie­
derzugeben; deshalb nur einige reflektierende Anmer­
kungen über den Inhalt dieses grundsätzlichen Streits.

Verkürzte Belastungsrechnung

Das Land Baden-Württemberg sieht sich durch seine 
Zahlungen in den Länderfinanzausgleich übermäßig 
belastet. Ist aber der Aufbringungsanteil eines Landes 
ein Kriterium für eine angemessene oder unangemes­
sene Belastung im Länderfinanzausgleich? Bezieht 
man z. B. die Ausgleichsbelastung rechnerisch auf die 
Einwohnerzahlen, so beträgt 1984 die Belastung Ba­
den-Württembergs 158 DM je Einwohner und die Bela­
stung Hamburgs 183 DM je Einwohner; diese Bela­
stungskriterien würden sich nach dem Vorstoß Baden- 
Württembergs auf 112 DM je Einwohner für Baden-Würt- 
temberg und auf 789 DM je Einwohner für Hamburg ver­
ändern. Wäre das eine angemessenere Belastung für 
Baden-Württemberg und Hamburg? Oder ist diese Be­
trachtungsweise keine zulässige Belastungsrechnung, 
obwohl doch Baden-Württemberg selbst mit dem (unge­
wichteten) „Einwohner“ als eigentlichem Bedarfsträger 
argumentiert?

Außerdem bezieht Baden-Württemberg seine Bela­
stungsrechnung auf den Länderfinanzausgleich, also 
auf nur eine der Stufen des bundesstaatlichen Finanz­
ausgleichs. Aber läßt sich eine Überbelastung im Ver­
hältnis zu anderen Ländern aus der Belastung durch 
eine einzige Stufe des mehrstufigen bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs herleiten? Der Verfassungsgeber 
halte 1969 die Intensität des Finanzausgleichs zwi­
schen den Ländern erhöhen wollen, ohne dadurch den 
Länderfinanzausgleich in seinem Volumen aufzustok- 
ken. Die angestrebte stärkere Anhebung der finanz­
schwachen Länder an die Finanzkraft der finanzstarken 
Länder wurde durch ein mehrstufiges Steuerzuteilungs­
und korrigierendes Steuerumverteilungssystem in vor­
gezogenen „unsichtbaren“ Ausgleichsstufen erreicht 
und der Umfang des Länderfinanzausgleichs fast hal­
biert. Deshalb kann man eine mit der Finanzverfassung 
übereinstimmende Belastungsrechnung heute nicht 
ohne die dem Finanzausgleich nach Art. 107 Abs. 2 GG 
vorhergehenden Ausgleichsstufen anstellen. Nur wenn
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man von dem „örtlichen Aufkommen“ der Steuern -  die 
nämlich von den Finanzbehörden eines Landes in ihrem 
Gebiet „vereinnahmt“ werden -  ausgeht und die gesam­
ten Ausgleichsstufen einbezieht, ergibt sich die tatsäch­
liche Belastung eines Landes. Andernfalls würde ein 
Land, das durch die vorgelagerten Ausgleichsstufen 
stark belastet ist, in der Stufe des Länderfinanzaus­
gleichs aber geringer betroffen wird, zum angemesse­
nen Ausgleich scheinbar zu wenig beitragen, während 
ein Land, dem zunächst nach der Steuerumverteilung 
verhältnismäßig viel verbleibt, durch höhere Abschöp­
fungen und Umverteilungen im Länderfinanzausgleich 
optisch überbelastet erscheint. Wird das Bundesverfas­
sungsgericht wohl die verkürzte oder eine vollständige 
Belastungsrechnung akzeptieren, um die einseitige 
Überbelastung Baden-Württembergs zu überprüfen?

Stadtstaatenproblematik

Wie aber verhält es sich mit der erhöhten Einwohner­
zahlwertung der Stadtstaaten Hamburg und Bremen? 
Für die Steuereinnahmen der Flächenländer gibt es 
nach dem Finanzausgleichsgesetz keine besondere 
Einwohnerzahlwertung (nur für die in den Länderfinanz­
ausgleich einbezogenen kommunalen Steuereinnah­
men findet für jedes Land eine unterschiedliche Einwoh­
nerzahlwertung statt, um die kommunalen Finanzbe- 
darfe zu berücksichtigen). Die Stadtstaaten Hamburg 
und Bremen begründen ihre besondere finanzaus­
gleichsrechtliche Behandlung damit, daß ihnen im Un­
terschied zu Flächenstaaten nicht die f\/löglichkeiten 
des Gemeindefinanzausgleichs zur Verfügung ständen, 
mit Hilfe derer die großstadttypische Aufgaben- und da­
mit Ausgabenintensität teilweise ausgeglichen werden 
könne. Ihre „Gemeindegrenzen“ seien ihre Landes­
grenzen. Die Stadtstaaten seien kleine Bundesländer 
und Großstädte zugleich und hätten stadtstaatenspezifi­
sche Finanzbedarfe; diese resultierten insbesondere 
aus größenunabhängigen Ausgabenlasten, die alle 
Länder treffen, aus ballungsbedingten Mehrausgaben, 
aus Kosten für die zentralörtliche Funktion und aus der 
Metropolefunktion,

Die stadtstaatenspezifische Situation bei Hamburg 
und Bremen liegt tatsächlich darin, daß bei ihnen zwar 
die gleichen Probleme wie bei Großstädten und zentra­
len Orten im Verhältnis zu ihren Umlandgemeinden in 
Flächenländern bestehen, daß aber die Lösungsmög­
lichkeiten über einen Finanzausgleich nicht vergleich­
bar sind. Das enge und verzahnte Verhältnis der Flä­
chenstaaten zu ihren Gemeinden ist bei dem Staaten­
charakter der Bundesländer nicht auf das Verhältnis der 
Länder untereinander übertragbar. Außerdem gibt es 
verfassungsrechtlich keinen regionalen aufgesplitterten

Finanzausgleich, der sich z. B. auf die Stadtstaaten und 
die an sie angrenzenden Bundesländer beschränkt; not­
wendige Ausgleichsfunktionen muß also der Länderfi­
nanzausgleich übernehmen.

Aber kommt es bei der Frage der Verfassungsmäßig­
keit von erhöhten Einwohnerzahlwertungen überhaupt 
darauf an, einen Streit über die Höhe unterschiedlicher 
Belastungen von Flächenländern und Stadtstaaten zu 
führen? Daß die Stadtstaaten als finanzausgleichs­
rechtliche Gleichstellungsvoraussetzung mit den Flä­
chenländern im Länderfinanzausgleich eine erhöhte 
Einwohnerzahlwertung für ihre stadtstaatenspezifi­
schen Besonderheiten haben, ist doch Tradition in der 
Finanzverfassung der Bundesrepublik und war auch 
Grundlage des Verfassungskompromisses von 1969 -  
was unbestritten ist. Wer heute diese Einwohnerzahl­
wertung prinzipiell in Frage stellt, der fordert m. E. einen 
neuen verfassungsrechtlichen Totalkompromiß zwi­
schen den Ländern über den Finanzausgleich, der kann 
damit aber nicht die Verfassungswidhgkeit der tradier­
ten gegenwärtigen Stadtstaatenregelung begründen.

Vorausschau

Mit diesem Überblick sind keineswegs alle zwischen 
den Ländern streitigen Positionen angesprochen. Kann 
aber das Bundesverfassungsgericht diese komplexe 
Konfliktlage lösen und gegebenenfalls neu regeln? Zu­
nächst sollte man davon ausgehen, daß nach wie vor 
eine politische Lösung zwischen den Ländern möglich 
sein sollte, die allerdings auch eine dauerhafte Befrie­
dung bringen müßte und schon deshalb sachgerecht 
sein muß. Das Bundesverfassungsgericht kann -  wie 
weit es auch immer bei seiner Prüfung in das bundes­
staatliche Finanzausgleichssystem einsteigt -  keinen 
zahlenmäßig fixierten neuen Finanzausgleich liefern. 
Seine Urteilsfeststellungen würden sich bei einer Ver­
fassungswidrigkeit nur auf bestimmte Regelungsteile 
des Finanzausgleichs und auf gewisse Hinweise in den 
Urteilsgründen beschränken. Danach hätten die Ge­
setzgebungsorgane des Bundes und insbesondere die 
Bundesländer wieder die Pflicht, die Fäden des Finanz­
ausgleichsgeflechts verfassungsgemäß neu zu knüp­
fen. Es geht dabei um große Beträge für die einzelnen 
Länder, und die Durchsetzung berechtigter Interessen 
ist letztlich von den Koalitionen und Mehrheiten abhän­
gig, die die Länder unter sich finden müssen. Je deutli­
cher und detaillierter die Entscheidungsstrukturen des 
Bundesverfassungsgerichts jetzt erkennbar werden, 
um so schneller kann d ie se r- sonst langwierige und die 
finanzwirtschaftlichen föderativen Beziehungen bela­
stende -  politische Willensbildungsprozeß beendet wer­
den.
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